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Erstversorgung, Untersuchungen, Befunderhebungen zur Diagnosestellung und die Diag-
nose selbst sind unabdingbare Voraussetzung für die Entscheidung des D-Arztes, ob „all-
gemeine“ oder „besondere Heilbehandlung“ anzuordnen ist.  
Wegen des inneren Zusammenhangs dieser Maßnahmen mit der Entscheidung über das 
richtige Heilverfahren, handelt der D-Arzt hierbei in Ausübung eines öffentlichen Amtes im 
Sinne des  Art. 34 GG mit der Folge, dass der Unfallversicherungsträger für etwaige Fehler 
in diesem Bereich haftbar zu machen ist.  
Der VI. und der III. BGH-Senat  geben diesbezüglich ihre Rechtsprechung zur sog. „doppel-
ten Zielrichtung“ auf (vgl. Urteil des BGH vom 09.12.2008 – VI ZR 277/07 – [UVR 03/2009, S. 
170]. 
 
Art. 34 GG, § 839 BGB, § 34 Abs. 1 S. 1 SGB VII 
 
Urteil des BGH vom 29.11.2016 – VI ZR 208/15 – 
Bestätigung des Urteils des OLG Frankfurt vom 05.03.2014 – 8 U 129/14 – 
 

Der Kläger macht Schadensersatzansprüche nach einem Arbeitsunfall gegen den D-Arzt 
(Beklagter) der Berufsgenossenschaft (BG, Streithelferin) geltend. 
Der Kläger wurde am 3.3.2010 nach einem Arbeitsunfall in das W – Krankenhaus eingeliefert. 
Dort wurde er von einer Ärztin behandelt, die den Beklagten in seiner Funktion als D-Arzt ver-
trat, ohne jedoch selbst als D-Ärztin bestellt zu sein. Die Ärztin diagnostizierte eine BWS Prel-
lung, attestierte Arbeitsfähigkeit und ordnete „allgemeine Heilbehandlung“ an. Am 12.3.2010 
suchte der Kläger einen anderen D-Arzt auf. Dieser stellte eine Fraktur LWK-I mit Hinterkan-
tenbeteiligung fest; der Kläger musste anschließend operiert werden. Die BG gewährte Ver-
letztengeld und eine vorläufige Rente nach einer MdE von 20 v.H. vom 17.8.2010 bis Ende 
Februar 2013. 
Das LG Limburg wies die Schadensersatzklage ab, das OLG Frankfurt wies die Berufung 
durch Beschluss nach § 522 Abs. 2 ZPO zurück. 
Der BGH wies die Revision des Klägers zurück, weil nicht der Beklagte, sondern die BG  
nach Art. 34 GG i.V.m. § 839 BGB passivlegitimiert sei. Zunächst führt der BGH aus, dass 
ärztliche Heilbehandlung nicht in Ausübung eines öffentlichen Amtes i.S.v. Art. 34 GG erfolge, 
sondern der Arzt für eine fehlerhafte Heilbehandlung grundsätzlich persönlich hafte. Die Tätig-
keit eines D-Arztes sei jedoch nicht in vollem Umfang dem Privatrecht zuzuordnen, da er 
entscheide, ob „allgemeine“ oder „besondere Heilbehandlung“ erforderlich sei und er bei dieser 
Entscheidung eine der BG obliegende Aufgabe erfülle und damit ein öffentliches Amt ausübe 
(vgl. Rz. 9). Sei die Entscheidung über die richtige Heilbehandlung fehlerhaft, hafte nicht der D-
Arzt persönlich, sondern die BG nach Art. 34 GG i.V.m. § 839 BGB. Dies gelte auch, soweit die 
Überwachung einer Heilbehandlung der Entscheidung über die Art der Heilbehandlung die-
ne. Die Frage, ob der D-Arzt auch bei der Untersuchung zur Diagnosestellung und bei der 
Diagnosestellung selbst ein öffentliches Amt ausübe, sei bisher noch nicht höchstrichter-
lich geklärt (wird ausgeführt, vgl. Rz. 12).  
Nach § 34 Abs. 1 S. 1 SGB VII sei ein UVT verpflichtet alle Maßnahmen zu treffen, durch die 
eine frühzeitige und sachgemäße Heilbehandlung und, soweit erforderlich, eine besondere 
Heilbehandlung gewährleistet werde. Schon dies spreche dafür, nicht nur die Entscheidung 
über die Einleitung einer „allgemeinen“ und „besonderen Heilbehandlung“ als Ausübung eines 
öffentlichen Amtes anzusehen, sondern auch die diese Entscheidung vorbereitenden Maßnah-
men (vgl. Rz. 18). Untersuchungen, Befunderhebungen zur Diagnosestellung und die Di-
agnose selbst seien unabdingbare Voraussetzung für die Entscheidung über die zutref-
fende  Heilverfahrensart. Fehler in diesem Bereich wirkten oftmals in der falschen Entschei-
dung über das richtige Heilverfahren fort. Somit sei ein innerer Zusammenhang zwischen der 
Diagnosestellung sowie der sie vorbereitenden Maßnahmen und der Entscheidung über das 
richtige Heilverfahren gegeben, so dass jene Maßnahmen ebenfalls der öffentlich-rechtlichen 
Aufgabe des D-Arztes zuzuordnen seien (vgl. Rz. 19). Eine Aufspaltung dieses einheitlichen 
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Lebensvorganges wäre unnatürlich, weshalb der Senat seine diesbezügliche Rechtsprechung 
(vgl. Urteil des BGH vom 9.12.2008 – VI ZR 277/07 – [UVR 03/2009, S. 170] aufgebe. Der III. 
BGH – Senat habe mitgeteilt, dass er an einer abweichenden Auffassung ebenfalls nicht mehr 
festhalte.  
Auch die Erstversorgung durch den D-Arzt sei der Ausübung des öffentlichen Amtes zu-
zurechnen (vgl. Rz. 24), denn sie gehe unmittelbar in die Diagnosestellung und die Entschei-
dung über das richtige Heilverfahren über, weshalb auch die Erstversorgung nicht sinnvoll von 
den anderen Maßnahmen abgetrennt werden könne. Alle Maßnahmen seien der Pflicht des 
UVT nach § 34 Abs. 1 S. 1 SGB VII, schnelle und sachgemäße Heilbehandlung zu gewähren, 
zuzuordnen und damit haftungsrechtlich dem UVT zuzurechnen.  
Die Tatsache, dass die behandelnde Ärztin den Beklagten vertrat, ohne selbst eine D-Arzt-
Zulassung zu haben, führe nicht zur Passivlegitimation des Beklagten, da die BG die Ärztin tätig 
werden ließ. Das Tätigwerden der Ärztin betreffe lediglich das Innenverhältnis zwischen dem 
Beklagten und der BG, weil der Beklagte entgegen seiner vertraglichen Verpflichtung aus dem 
D-Arztvertrag nicht selbst für die BGB tätig wurde (vgl. Rz. 30).  

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 29.11.2016 – VI ZR 208/15 –  
wie folgt entschieden: 

http://dokcenter.dguv.de/livelink/livelink.exe/fetch/2000/1860033/1905001/1907977/03_2009_07.pdf?nodeid=1907996&vernum=-2
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